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Der österreichische Abfallbegriff 
im Lichte des Gemeinschaftsrechts 

Mit dem Eintritt Österreichs in die Europäische Union wird die Frage aktuell, ob der österr 
Abfallbegriff mit jenem des Gemeinschaftsrechts vereinbar ist. Die Verfasserin hat, um dar­
auf Antwort zu geben, zunächst versucht, eine widerspruchsfreie Deutung des gemein­
schaftsrechtlichen Abfallbegriffs zu erarbeiten; sodann wurde ermittelt, was ein nationa­
ler Abfallbegriff leisten muß, um den supranationalen Anforderungen gerecht zu werden. 
Eine Gegenüberstellung der beiden Abfallbegriffe führt schließlich zu dem Ergebnis, daß 
der österr Abfallbegriff in weiten Teilen mit jenem des Gemeinschaftsrechts vereinbar ist. 

Deskriptoren: Abfallbegriff im Gemeinschaftsrecht und im AWG; "nationaler Alleingang"; Entledi­
gungswille/-pflicht; Entledigung; Art 1 f und Anhang I der Abfall-RL; Europäisches Abfallverzeich­
nis; Art 130s f EGV; §§ 1 f AWG. 

A. Problemstellung 

Art 1 lit ader RL 75/442/EWG des Rates über 
AbfälleI) versteht unter "Abfall" 
"alle Stoffe oder Gegenstände, 
- die unter die in Anhang I aufgeführten Gruppen 

fallen und 
- deren sich ihr Besitzer entledigt, entledigen will 

oder entledigen muß". 
Nach § 2 Abs 1 des österr AWG2 ) sind "Abfälle" 

"bewegliche Sachen, 
1. deren sich der Eigentümer oder Inhaber entle­

digen will oder entledigt hat, oder 
2. deren Erfassung und Behandlung als Abfall im 

öffentlichen Interesse [ ... ] geboten ist". 

1) ABI Nr L 194 vom 25.7. 1975,47, zuletzt geändert 
durch die RL 91/692/EWG, ABI Nr L 377 vom 
31. 12. 1991, 48; die Abfalldefinition selbst geht auf die 
RL 91/156/EWG, ABI Nr L 78 vom 26.3. 1991,32 zurück. 

2) Abfallwirtschaftsgesetz, BGBI 1990/325 idF BGBI 
1994/505. 

Die beiden Formulierungen stimmen ganz offen­
sichtlich nicht miteinander überein; möglicher­
weise decken sich auch jene Sachen, die das Ge­
meinschaftsrecht als "Abfall" qualifiziert, nicht 
exakt mit jenen, die das österr Recht dem Abfall­
regime unterwirft. Der österr Begriff von Abfall 
kann enger sein als der gemeinschaftsrechtliche 
oder aber weiter. Ein engerer nationaler Abfallbe­
griff schließt die EU-Konformität des österr 
Rechts nicht automatisch aus, denn er kann durch 
Bestimmungen außerhalb des AWG kompensiert 
werden. Umgekehrt sind den Mitgliedstaaten 
durch Art 130t EGV zwar prinzipiell "verstärkte 
Schutzmaßnahmen" auf abfallrechtlichem Gebiet 
gestatteP), ein weiterer nationaler Abfallbegriff 

3) Ein solcher "nationaler Alleingang" ist erst seit der 
RL 91/156/EWG zur Änderung der RL 75/442/EWG 
über Abfälle möglich: Sie wurde auf der Grundlage der 
(durch die Einheitliche Europäische Akte geschaffenen) 
Kompetenz des Art 130s EWGV erlassen, ist also eine 
echte Umweltrichtlinie, von der Art 130t EWGV (jetzt: 
EGV) Abweichungen "nach oben" gestattet, wenn diese 
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ist deshalb aber noch kein Garant für die EU-Kon­
formität des österr Rechts, denn er könnte zum 
einen den Zielen des gemeinschaftlichen Abfall­
rechts selbst widerstreiten4), zum anderen aber 
mit dem Gemeinschaftsvertrag in Konflikt 
geraten 5) und darum unzulässig sein6). 

mit dem EGV vereinbar sind. Daß der Rat Art 130s 
EWGV zu Recht als Grundlage für die Abfall-RL ge­
wählt hat, wurde jüngst vom EuGH (Rs C-155/91 [Kom­
mission/Rat], Urteil des EuGH vom 17. 3. 1993, noch 
nicht amtlich veröffentlicht, ecolex 1993, 868) bestätigt; 
der Einspruch der Kommission, nach deren Auffassung 
die Abfall-RL auf Art 100a EWGV gestützt hätte wer­
den müssen, wurde abgewiesen. 

4) Keine Unvereinbarkeit ist aber mit der dritten Be­
gründungserwägung zur RL 91/156/EWG zu erwarten, 
nach der für eine effizientere Abfallbewirtschaftung in 
der Gemeinschaft "eine gemeinsame Terminologie und 
eine Definition der Abfälle" erforderlich ist; denn ein 
weiterer nationaler Abfallbegriff steht der Forderung 
nach einer "gemeinsamen Terminologie" nicht entgegen 
und eine gemeinsame Definition wurde nicht verlangt. 

5) Art 130t EGV gestattet den Mitgliedstaaten nämlich 
nur solche verstärkte Schutzmaßnahmen, die "mit die­
sem Vertrag vereinbar sind"; nach überwiegender Auf­
fassung verweist diese Vereinbarkeitsforderung insb auf 
die Art 30 ff EGV (vgl Kahl, Umweltprinzip und Gemein­
schaftsrecht [1993] 44, 180 mwN). Die nationale Schutz­
bestimmung muß daher, sofern sie eine Beschränkung 
des freien Warenverkehrs darstellt, durch einen der in 
Art 36 S 1 EGV genannten Gründe zu rechtfertigen 
sein; diesen Gründen steht, wenn im Art 36 EGV auch 
nicht ausdrücklich genannt, der Schutz der Umwelt 
gleich (EuGH 20. 9. 1988 - Rs C-302/86 [Dänische Pfand­
flaschen], Slg 1988, 4607, NVwZ 1989, 849). Die nationale 
Schutzbestimmung muß außerdem "erforderlich" sein -
eine Voraussetzung, die der EuGH mit Hilfe des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes prüft. Schließlich darf 
die mitgliedstaatliche Vorschrift kein Mittel zur willkür­
lichen Diskriminierung und keine verschleierte Be­
schränkung des Handels zwischen den Mitgliedstaaten 
sein; vgl dazu statt vieler Kahl, aaO 180 ff mwN. 

6) Freilich ließe sich auch fragen, ob ein weiterer natio­
naler Abfallbegriff überhaupt ein Fall des Art 130t 
EGV ist: Der Wortlaut dieser Bestimmung ("verstärkte 
Schutzmaßnahme") scheint doch eher eine Intensivie­
rung der Rechtsfolgen als eine Erweiterung des Tatbe­
standes zu gestatten. Das würde indes nicht bedeuten, 
daß den Mitgliedstaaten die Statuierung eines weiteren 
Abfallbegriffes schlicht verwehrt wäre, sie würden sich 
hinsichtlich der "überschießenden" Abfälle vielmehr im 
regelungsfreien Raum bewegen; auch hier ist aber der 
nationale Gesetzgeber durch den EGV und seine Ziele 
beschränkt, sodaß ihm, wenn sein Abfallbegriff insb 
den freien Warenverkehr behindern würde, die oben 
FN 5 beschriebene Prüfung nicht erspart bliebe. Die Fra­
ge, ob der weitere Abfallbegriff eine verstärkte Schutz­
maßnahme ist, ob er also den Zielen des gemeinschaftli­
chen Abfallrechts noch näher kommt, würde sich zwar 
erübrigen; ein weiterer Abfallbegriff, der diese Ziele 
aber konterkariert, könnte wohl den Schutz der Umwelt 
nicht als Rechtfertigungsgrund in Anspruch nehmen. 
Dem Gebot, die Ziele des gemeinschaftlichen Abfall­
rechts nicht zu unterlaufen, muß ein Abfallbegriff aber 
wohl auch dann genügen, wenn er keine Beschränkung 
der Grundfreiheiten bewirkt. Daß aber die Vorteile eines 
weiteren Abfallbegriffes auch durch bestimmte Nachteile 
relativiert werden, dürfte seiner Zulässigkeit keinen Ab­
bruch tun, wenn die Nachteile die Vorteile nur nicht 

Im folgenden soll nun geprüft werden, ob der 
österr Abfallbegriff mit jenem der Abfall-RL ver­
einbar ist7). Dazu muß zunächst die gemein­
schaftsrechtliche Abfalldefinition, deren Deutung 
in der Literatur keineswegs geklärt ist, darge­
stellt werden. Der gemeinschaftsrechtliche muß 
sodann mit dem österr Begriff von Abfall konfron­
tiert werden; sollte sich dabei herausstellen, daß 
der Abfallbegriff des AWG umfänglich hinter je­
nem der Abfall-RL zurückbleibt, muß geprüft 
werden, ob im österr Recht ein echtes Regelungs­
defizit vorliegt oder ob jene Sachen, die im Ge­
meinschaftsrecht als Abfall behandelt werden, 
aus der österr Abfalldefinition aber herausfallen, 
nicht etwa durch andere Rechtsvorschriften ad­
äquat aufgefangen werden. Sollte sich umgekehrt 
der österr Abfallbegriff als weiter erweisen, muß 
geprüft werden, ob er dadurch nicht die Ziele der 
RL konterkariert bzw in unverhältnismäßiger 
Weise die Grundfreiheiten des EGV beschränkt. 

B. Der Abfallbegriff der RL 75/422/EWG idF der 
RL 91/156/EWG 

"Abfall" bedeutet nach Art 1lit ader RL 75/442/ 
EWG idF RL 91/156/EWG "alle Stoffe oder Ge­
genstände, die unter die in Anhang I aufgeführten 
Gruppen fallen und deren sich ihr Besitzer entle­
digt, entledigen will oder entledigen muß". 

Dieselbe Bestimmung trägt der Kommission auf, 
spätestens zum 1. 4. 1993 ein "Verzeichnis der un­
ter die Abfallgruppen in Anhang I fallenden Ab­
fälle" zu erstellen. 

I. Der objektive Abfallbegriff 
Nach dem Wortlaut des Art 1lit ader Abfall-RL 

sind für das Vorliegen von 'Abfall im objektiven 
Sinn zwei Tatbestandsmerkmale erforderlich: daß 
der fragliche Stoff oder Gegenstand einer der An­
hang I-Gruppen angehört und daß eine Pflicht be­
steht, sich seiner zu entledigen. Über die Bedeu­
tung jedes dieser beiden Begriffsmerkmale be­
steht in der Literatur noch keineswegs Klarheit. 

überwiegen. Seibert, Zum europäischen und zum deut­
schen Abfallbegriff, DVBI 1994, 229 (232), scheint einen 
weiteren nationalen Abfallbegriff für einen Fall des 
Art 130t EGV zu halten; "sicherheitshalber" wird von 
dieser Einschätzung auch im folgenden ausgegangen. 

7) Zu voreilig: 1282 BlgNR 18. GP 4 f. Ob sich der 
österr Begriff von "gefährlichem Abfall" mit jenem des 
Gemeinschaftsrechts deckt,- wird hier nicht thematisiert 
werden; beide Rechtsordnungen wollen explizit deklarie­
ren, was sie unter "gefährlichem Abfall" verstanden wis­
sen wollen - eine Gegenüberstellung der beiden "Abfall­
listen" muß hier aber schon deshalb unterbleiben, weil 
das gemeinschaftsseitig ursprünglich (in Art 1 Abs 4 
der RL 91/689jEWG über gefährliche Abfälle, ABI 
Nr L 377 vom 31. 12. 1991, 20) für Juni 1993 in Aussicht 
gestellte Verzeichnis der gefährlichen Abfälle bislang 
nicht geglückt ist, sodaß die Anwendung der RL 91/ 
689jEWG schon zweimal, zuletzt durch die RL 94/31/ 
EG, ABI Nr L 168 vom 2.7.1994,28, auf den 27.6.1995 
aufgeschoben werden mußte; vgl aber für das österr 
Recht § 2 Abs 5 iVm Abs 7 AWG und die VO des BMUJF 
über die Festsetzung gefährlicher Abfälle, BGBI1991/49. 
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1. Die Zugehörigkeit zu Anhang I 

Anhang I gliedert Stoffe und Gegenstände in 
insgesamt 16 "Abfallgruppen". Nach welchen Kri­
terien diese Gliederung aber vorgenommen wurde, 
dürfte fraglich bleiben. So gibt es etwa eine eigene 
Abfallgruppe Q12, die für "kontaminierte Stoffe 
(zB mit PCB verschmutztes Öl usw)" reserviert 
ist, eine weitere Abfallgruppe Q4 führt ua Stoffe 
auf, die bei einem "Zwischenfall kontaminiert 
worden sind". Q5 schließlich enthält Stoffe, die 
"infolge absichtlicher Tätigkeiten" kontaminiert 
wurden, und Q15 bringt noch "kontaminierte 
Stoffe [ ... ], die bei der Sanierung von Böden anfal­
len" ins Spiel. Besondere Verwirrung hat schließ­
lich die Gruppe Q16 gestiftet, die "Stoffe oder Pro­
dukte aller Art, die nicht einer der obenerwähnten 
Gruppen angehören" enthält. Kersting 8 ) hat aus 
ihr den Schluß gezogen, es gäbe "keine Stoffe 
oder Gegenstände [ ... ], die nicht einer der im An­
hang I genannten Abfallgruppen angehören". 

Ein solches Verständnis der Abfallgruppe Q16 
findet jedoch schon im Wortlaut der RL keinen 
Halt: Q16 gestattet, zusätzlich zu den "Stoffen 
oder Gegenständen '(9) der Abfallgruppen Ql-15 
noch andere "Stoffe oder Produkte aller Art" in 
den Anhang I aufzunehmen. Weil ohne Grund 
wohl eine sprachliche Differenzierung von "Ge­
genständen" und "Produkten" nicht vorgenom­
men worden wäre 10), kann angenommen werden, 
daß nicht alle Gegenstände, sondern nur solche, 
die Produkte sind, über Q16 noch Eingang in den 
Anhang I finden können. Gegenstände, die keine 
Produkte sind und auch keiner der Abfallgruppen 
Ql-15 angehören, können also auch keine Abfälle 
im Sinne der RL sein 11). 

Gegen die Annahme, der Normgeber habe eine 
Differenzierung zwischen Gegenständen und Pro-

8) Kersting, Die Vorgaben des europäischen Abfall­
rechts für den deutschen Abfallbegriff, DVBl 1992, 343 
(346), allerdings nicht im Zusammenhang mit dem objek­
tiven, sondern bei der Erläuterung des subjektiven Ab­
fallbegriffes, deshalb aber nicht minder relevant. Eben­
so Birn, Rechtliche Instrumente zur Steuerung der Ab­
fall- und Reststoffströme, NVwZ 1992, 419 (421) und 
Seibert, DVBl 1994, 230, 235. 

9) Art 1 lit ader Abfall-RL. 
10) Helmig/Allkemper, Der Abfallbegriff im Span­

nungsfeld von europäischer und nationaler Rechtsset­
zung, DÖV 1994, 229 (230), sehen die sprachliche Diffe­
renzierung zwischen "Gegenständen" und "Produkten" 
als terminologische Schwäche an, weil "aus dem Zusam­
menhang der Richtlinie nicht hervorgeht, [daß] eine sol­
che Differenzierung gewollt ist". Demgegenüber sollte 
mE dem Normgeber soviel Überlegtheit zuge sonnen wer­
den, daß ihm, wo dieser sprachlich differenziert, zuge­
traut wird, er wollte damit auch faktisch Verschiedenes 
bezeichnen. Diese Vermutung ist freilich widerleglich, 
wenn Gründe dafür vorgebracht werden können, daß 
eine Differenzierung nicht gewollt war. Daß eine Diffe­
renzierung aber gewollt war, muß nicht bewiesen, son­
dern aus der Tatsache, daß differenziert wurde, vermu­
tet werden. 

11) Damit soll noch nicht gesagt werden, daß nationales 
Recht, das solche Gegenstände als Abfall behandelt, ge­
gen die RL verstoßen würde, s dazu unten C.Il.4. 

dukten nicht gewollt, spricht freilich noch etwas 
anderes: Wäre Anhang I in diesem Sinne offen, 
könnte sein Sinn nur mehr in einer völlig unver­
bindlichen Gliederung aller denkbaren Stoffe und 
Gegenstände in Gruppen gesehen werden12). 

Dann wäre aber die Zugehörigkeit einer Sache zu 
Anhang I nicht mehr als Tatbestandsmerkmal ge­
eignet: Diese Eigenschaft könnte, da sie ja auf je­
de Sache zuträfe, Abfall nicht von Nichtabfall un­
terscheiden. De facto ist die Zugehörigkeit einer 
Sache zu Anhang I aber ein Tatbestandsmerkmal 
von "Abfall", was eine andere als Kerstings Deu­
tung von Q16 nahelegt13). 

Anhang I ist also, wie sich aus der bisherigen 
Auslegung ergibt, durch den offenen Charakter 
der Abfallgruppe Q16 zwar kein völlig abgeschlos­
sener Katalog von Abfällen, er ist aber mehr als 
eine bloße Gliederung aller denkbaren Stoffe und 
Gegenstände in Abfallgruppen. 

Weiter unten14) wird sich zeigen, daß Anhang I 
den Abfallbegriff durch die Gruppen Ql-15 nicht 
nur "kasuistisch" beschreibt, sondern daß sich - so­
zusagen "zwischen den Gruppen" - auch abstrakte 
Kriterien eines Abfallbegriffs herauslesen lassen: 
Sie machen mE den eigentlichen Erkenntniswert 
des Anhang I aus; zugleich begrenzen sie die Kapa­
zität der Abfallgruppe Q16, in die nur solche Stoffe 
oder Produkte aufgenommen werden können, die 
mit diesen Kriterien vereinbar sind. 

12) Duschanek, Das Recht der Abfallwirtschaft im 
Spiegel des EG-Rechts, in: Funk (Hrsg), Abfallwirt­
schaftsrecht (1993) 241 (259), etwa hält die Aufzählung 
der Abfallgruppen in Anhang I nur für "eine Einteilung 
in Abfallkategorien" , die eine Objektivierung der Abfall­
eigenschaft einer Sache nicht bewirke. Wenn hier ausge­
schlossen wird, daß Anhang I ausschließlich diese Glie­
derungsfunktion hat, soll das nicht bedeuten, daß ihm 
diese Funktion nicht auch zukommen kann; mehr noch 
als Anhang I erfüllt diese Aufgabe allerdings das Euro­
päische Abfallverzeichnis, s dazu unten B.I.2.b)cc). 

13) Auch Helmig/Allkemper, DÖV 1994, 230, lehnen 
eine synonyme Verwendung von "Produkten" und "Ge­
genständen" im Ergebnis ab: Sie würde nämlich dazu 
führen, daß "viele Gegenstände" gefährdet wären, pau­
schal als Abfall qualifiziert zu werden, was aber nicht 
die Intention der Abfall-RL und des dahinterstehenden 
gesetzgeberischen Willens sein könne. Dieses Argument 
überzeugt nicht wirklich, denn es läßt offen, wie viele 
Gegenstände pauschal als Abfall qualifiziert werden sol­
len: Wenn nämlich zwischen "Gegenständen" und "Pro­
dukten" nicht zu differenzieren wäre, würde zwar we­
gen Q16 jeder Stoff und jeder Gegenstand unter Anhang 
I fallen, er müßte deshalb aber noch nicht pauschal als 
Abfall qualifiziert werden, weil dazu noch das Begriffs­
merkmal der Entledigungspflicht erforderlich wäre. Er­
gäbe sich aber die Entledigungspflicht, wie manche mei­
nen (s dazu unten B.I.2.b)aa)), unmittelbar aus der Auf­
nahme einer Sache in Anhang I, dann würden, wenn zwi­
schen "Gegenständen" und "Produkten" kein Unter­
schied bestünde, schlicht alle Stoffe und Gegenstände 
als Abfall zu qualifizieren sein: Ein absurdes Ergebnis, 
das dazu zwingt, entweder der synonymen Verwendung 
der beiden Begriffe abzuschwören oder aber den Glau­
ben aufzugeben, daß sich Entledigungspflichten unmit­
telbar aus Anhang I ableiten lassen. 

14) C.Il.2., vgl aber auch schon B.III. 
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2. Die Entledigungspflicht 

Die neue Formulierung des Abfallbegriffes in 
der RL 75/442/EWG idF RL 91/156jEWG hat hin­
sichtlich des Tatbestandsmerkmales der Entledi­
gungspflicht im wesentlichen zwei Fragen aufge­
worfen. 

Zum einen war unklar, ob Entledigungspflichten 
nur durch das Gemeinschaftsrecht oder auch 
durch nationales Recht begründet werden kön­
nen, zum anderen stellte sich die Frage, woher 
denn die gemeinschaftsrechtlichen Entledigungs­
pflichten rühren würden. 

a) Die Provenienz der Entledigungspflichten: nur 
gemeinschafts rechtlich oder auch national­
rechtlich? 

Die erste Frage läßt sich mE aus einem Vergleich 
der alten mit der neuen Rechtslage im gemein­
schaftlichen Abfallrecht beantworten: 

Die RL 75/442/EWG verstand unter Abfall im 
objektiven Sinn "alle Stoffe oder Gegenstände, 
deren sich der Besitzer [ ... ] gemäß den geltenden 
einzelstaatlichen Vorschriften zu entledigen hat". 
Der Passus "gemäß den geltenden einzelstaatli­
chen Vorschriften" fehlt in der RL 91/156/EWR. 
Das einzelstaatliche Monopol für die Definition 
des objektiven Abfallbegriffs ist somit beseitigt. 
Mehr als das ist aber nicht geschehen. Die Formu­
lierung: "Stoffe oder Gegenstände, [ ... ] deren sich 
ihr Besitzer [ ... ] entledigen muß" ist hinsichtlich 
der Quelle der Entledigungspflicht völlig indiffe­
rent, läßt also sowohl einzelstaatlich als auch ge­
meinschaftsrechtlich statuierte En tledigungs­
pflichten zu. Warum nun plötzlich an die Stelle 
des nationalrechtlichen Definitionsmonopols ein 
gemeinschaftsrechtliches getreten sein soll, ist 
nicht ersichtlich, auch wenn dies (vornehmlich 
im deutschen Schrifttum) immer wieder behaup­
tet wird 15). 

Schwieriger zu beantworten ist die Frage nach 
der 

b) Quelle der gemeinschaftsrechtlich statuierten 
Entledigungspjlichten 

aa) Anhang 1? 

Bisweilen wird in der Literatur die Auffassung 
vertreten, eine Sache, die dem Anhang I unterfal­
le, sei deshalb schon entledigungspflichtig16). 

15) V. Wilmowsky, Die Haftung des Abfallerzeugers, 
NuR 1991, 255; ebenso Kersting, DVBI 1992, 345; 
Jahnel, Wohin mit dem Müll?, Grundsätze des Abfall­
wirtschaftsrechts in der EG und in Österreich, ZfV 1991, 
549 (555 f); vgl dagegen Fluck, Zum Abfallbegriff im 
europäischen, im geltenden und im werdenden deut­
schen Abfallrecht, DVBI 1993, 590 (593); Duschanek, in: 
Funk (Hrsg), Abfallwirtschaftsrecht 259, der auch auf 
die Kritik des (deutschen) Bundestagsberichtes (Bun­
destags-Drucksache 11/8161, zit nach Duschanek, 
aaO 252) hinweist, nach der der Abfallbegriff der RL 
75/442jEWG beibehalten worden sei; vgl außerdem 
Seibert, DVBl 1994, 231 f. 

16) ZB Kersting, DVBl 1992, 345: "Der Inhalt des ob­
jektiven Abfallbegriffs ergibt sich aus Anhang I"; - daß 

Herrschend ist diese Auffassung jedoch nichp7) 
und sie wird auch hier nicht vertreten: Denn die 
Zugehörigkeit einer Sache zu Anhang I ist doch 
nach dem (zumindest diesbezüglich) klaren Wort­
laut der RL 91/156jEWG ( ... "und" ... ) ein selb­
ständiges Tatbestandsmerkmal des objektiven Ab­
fallbegriffs neben der Entledigungspflicht. 

Gegen die Auffassung, aus Anhang I würden 
sich Entledigungspflichten "herauslesen" lassen, 
spricht auch die Entstehungsgeschichte der Ab­
falldefinition in Art 1 lit ader RL 91/156/EWG: 
Nach dem Änderungsvorschlag der Kommission 
aus dem Jahre 198818) hätte unter Abfall "jeder 
Stoff oder Gegenstand" verstanden· werden sol­
len, "dessen sich sein Besitzer entledigt oder aus 
den in Anhang 119) angeführten Gründen entledi­
gen muß "20). Daß diese Fassung im Ergebnis für 
die RL 91/156jEWG nicht gewählt wurde, ist ein 
weiteres Zeichen dafür, daß die Entledigungs­
pflichten sich gerade nicht dem Anhang I entneh­
men lassen. Fluck 21) lehnt eine "Festschreibung 
des objektiven Abfallbegriffs" durch Anhang I 
darüber hinaus auch wegen der völlig offenen Ab-

ausgerechnet Kersting, der Anhang I in anderem Zusam­
menhang (vgl oben B.I.1. bei FN 8) durch die Abfallgrup­
pe Q16 für völlig offen hält, sodaß es "keine Stoffe oder 
Gegenstände gibt, die nicht einer der im Anhang I ge­
nannten Abfallgruppen angehören", in diesen Anhang I 
Entledigungspflichten "hineinlesen" will, verwundert: 
Wenn letztlich alles unter Anhang I fällt, und alles, was 
unter Anhang I fällt, entledigungspflichtig ist, wäre 
schließlich alles: jeder denkbare Stoff und jeder denkba­
re Gegenstand entledigungspflichtig; ein Ergebnis, das 
wohl nicht ernsthaft vertreten werden kann. Vgl außer­
dem Pernice, Gestaltung und Vollzug des Umweltrechts 
im europäischen Binnenmarkt - Europäische Impulse 
und Zwänge für das deutsche Umweltrecht, NVwZ 1990, 
414 (416), der von der Tatsache, daß alte Batterien im An­
hang I als Beispiel "nichtverwendbarer Elemente" aus­
drücklich angeführt sind, auf ihre Beseitigungspflichtig­
keit schließt - dieser Schluß ist gerechtfertigt, denn er 
stützt sich nicht auf die Abfall-RL selbst, sondern noch 
auf den Kommissionsvorschlag zur Änderung der Ab­
fall-RL 75/442/EWG, ABl Nr C 295 vom 19. 11. 1988, 3 
- s dazu sofort ab FN 18. 

17) AA sind Jahnel, ZfV 1991, 556; Bickel, 20 Jahre 
Abfallbegriff, NuR 1992, 361 (369); Dieckmann, Der Ab­
fallbegriff des EG-Rechts und seine Konsequenzen für 
das nationale Recht, NuR 1992, 407 (408 u 411); Fluck, 
DVBI 1993, 591; Seibert, DVBl 1994, 231. 

18) Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Ände­
rung der Richtlinie 75/442/EWG über Abfälle, ABI 
Nr C 295 vom 19. 11. 1988, 3. Auf diesen verweisen 
Schröder, Aktuelle Konflikte zwischen europäischem 
und deutschem Abfallrecht, DÖV 1991, 910 (914) und 
Dieckmann, NuR 1992, 408. 

19) Anhang I des Änderungsvorschlages unterscheidet 
sich nur unwesentlich von dem tatsächlich in Kraft ge­
tretenen Anhang I der RL 91/156jEWG. 

20) Auch nach dem Konzept des Änderungsvorschlages 
der Kommission hätten sich die Entledigungspflichten 
nicht nur aus Anhang I ergeben. Das zeigt die dort vorge­
sehene Abfallgruppe Q16, die "Stoffe oder Produkte aller 
Art, die der Besitzer zu beseitigen wünscht oder beseiti­
gen muß und die nicht einer der oben erwähnten Katego­
rien angehören", umfaßt. 

21) Fluck, DVBl 1993, 591. 
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fallgruppe Q16 ab. Als Grundlage für die gemein­
schaftsrechtliche Statuierung von Entledigungs­
pflichten sieht er22) vielmehr Art 2 Abs 2 der Ab­
fall-RL an. 

bb) Art 2 Abs 2 der Abfall-RL? 

Nach dieser Bestimmung können "zur Regelung 
der Bewirtschaftung bestimmter Abfallgruppen 
[ ... ] in Einzelrichtlinien besondere oder ergänzen­
de Vorschriften erlassen werden". 

Seinem Wortlaut nach ermächtigt Art 2 Abs 2 
der Abfall-RL aber nur zur Regelung von Rechts­
folgen für Sachen, deren Abfalleigenschaft be­
reits feststeht ("Regelung der Bewirtschaftung be­
stimmter Abfallgruppen") und nicht zur Regelung 
der Tatbestandsmerkmale, deren Erfüllung eine 
Sache erst zu Abfall macht. Eine Einzelrichtlinie, 
die auf der Grundlage des Art 2 Abs 2 der RL er­
lassen wird, muß von einem bereits feststehenden 
Abfallbegriff ausgehen können; sie kann nicht 
die Aufgabe haben, dessen Tatbestandsmerkmale 
erst aufzustellen. 

Diese Deutung des Art 2 Abs 2 der Abfall-RL 
wird auch durch die RL 91/689/EWG über gefähr­
liche Abfälle23) bestätigt, die "in Ausführung von 
Art 2 Abs 2 der RL 75/442/EWG'(24) erlassen wur­
de und in ihrem Art 1 Abs 3 für die Bestimmung 
des Begriffes "Abfälle" auf die Definition der (ge­
änderten) RL 75/442/EWG verweist. 

Was "Abfall" ist, muß sich also aus der Abfall­
RL selbst ergeben. Welchen Regelungen dieser Ab­
fall zu unterziehen ist, kann in weiteren RL beson­
ders oder ergänzend bestimmt werden. Was den 
Begriff von Abfa1l25) betrifft, ist die Abfall-RL al­
so vollständig; auf der Rechtsfolgenebene sind Er­
gänzungen möglich. 

cc) Das "Abfallverzeichnis " 

Die Textierung der RL 91/156/EWG schließt nun 
zwar die Ableitung von Entledigungspflichten aus 
den Abfallgruppen des Anhang I bzw aus Einzel­
richtlinien auf der Grundlage ihres Art 2 Abs 2 
aus, gibt aber Grund zur Annahme, daß sich ge­
meinschaftsrechtliche Entledigungspflichten aus 
jenem Verzeichnis, dessen Erstellung der Kommis­
sion durch Art llit a aufgetragen ist, er.geben: Be­
steht Anhang I nämlich noch aus Gruppen von 
"Stoffen oder Gegenständen", soll dieses Verzeich­
nis schon die unter die Abfallgruppen in Anhang I 
fallenden Abfälle enthalten26). 

22) Fluck, DVBI 1993, 591. 
23) S FN 7. 
24) Damit kann nur die RL 75/442/EWG in der durch 

die RL 91/156/EWG geänderten Fassung gemeint sein; 
in ihrer ersten Fassung hatte die Abfall-RL keinen Art 2 
Abs 2. 

25) Gemeint ist: Abfall im allgemeinen Sinn, nicht aber 
spezielle Abfallarten (etwa gefährlicher Abfall), die idR 
durch zusätzliche Tatbestandsmerkmale qualifiziert 
sind. Vgl auch Seibert, DVBl1994, 231 f. 

26) Art 1lit ader RL 75/442/EWG idF RL 91/156/EWG. 

Diese Formulierung legt die Vermutung nahe, 
daß in Anhang I jene Stoffe und Gegenstände in 
Gruppen aufgeführt sind, die - durch Entledi­
gung, Entledigungswillen oder nationale bzw ge­
meinschaftsrechtliche Entledigungspflicht - zu 
Abfall werden können, im Abfallverzeichnis der 
Kommission sich aber jene Stoffe und Gegenstän­
de finden, die nach dem Willen des gemeinschafts­
rechtlichen Normgebers Abfälle sein sollen, sohin 
also entledigungspflichtig sind27). 

Diese Deutung, nach der Anhang I weiter und 
unbestimmter ist als das Abfallverzeichnis, wird 
durch das jüngst veröffentlichte "Europäische Ab­
fallverzeichnis'(28) selbst bestätigt: In Punkt 3 sei­
ner Einleitung bezeichnet sich das Europäische 
Abfallverzeichnis als ein "nicht erschöpfendes 
Verzeichnis von Abfällen". 

Neben den Abfällen, die in diesem Verzeichnis 
aufgeführt sind, kann es also auch noch andere 
Stoffe und Gegenstände geben, die Abfall sind. 
Sie müssen allerdings, um dem europarechtlichen 
Abfallbegriff zu genügen, unter Anhang I fallen 
und entledigungspflichtig sein29). Ihre Entledi­
gungspflichten werden sich dann wohl aus dem 
nationalen Recht ergeben müssen30), da die ge­
meinschaftsrechtlichen Entledigungspflichten ja 
schon im Abfallverzeichnis ausgesprochen sind31). 

Ein näherer Blick in das Europäische Abfallver­
zeichnis muß allerdings den bisweilen vorhande­
nen Eindruck relativieren, es handle sich dabei 
um eine "völlige Kategorisierung aller denkbaren 
Abfallarten" , um einen "starren Katalog ohne Ent-

27) Die Vermutung, die gemeinschaftsrechtlichen Ent­
ledigungspflichten werden sich aus dem Abfallverzeich­
nis ergeben, äußert auch Duschanek, in: Funk (Hrsg), 
Abfallwirtschaftsrecht 259; wohl auch Schräder, 
DÖV 1991, 914 und Helmig/Allkemper, DÖV 1994, 231. 
Mit anderer Begründung kommt letztlich auch Fluck, 
DVBI 1993, 593, zu der Vermutung, daß alle Stoffe und 
Gegenstände des Abfallverzeichnisses Abfälle im objek­
tiven Sinn seien; wie hier: Seibert, DVB11994, 231. 

28) ABI 1994, Nr L 5 vom 7. 1. 1994, 15. 
29) Bzw für den subjektiven Abfallbegriff: entledigt 

werden oder entledigt werden wollen. Der subjektive Ab­
fallbegriff wird also nicht, wie Helmig/Allkemper, 
DÖV 1994, 231, glauben, durch das Abfallverzeichnis 
obsolet; das wäre nur dann der Fall, wenn alle "poten­
tiellen" Abfälle (also die Stoffe und Gegenstände des 
Anhang I) von den gemeinschaftsrechtlichen Entledi­
gungspflichten im Abfallverzeichnis erfaßt würden, was 
aber gerade nicht der Fall ist. 

30) Damit wird zugleich die oben aus dem Wortlaut ge­
fundene Auslegung, daß Entledigungspflichten gemein­
schaftsrechtlicher und nationalrechtlicher Natur sein 
können, bestätigt. 

31) Nach Bickel, NuR 1992, 369 und Dieckmann, 
NuR 1992, 408, lassen sich die gemeinschaftsrechtlichen 
Entledigungspflichten aus dem Abfallverzeichnis eben­
sowenig ableiten wie aus Anhang 1. Abfallverzeichnis 
und Anhang I lassen sich aber nach der hier vertretenen 
Auffassung, für die schon der Wortlaut der Abfall-RL 
und des Verzeichnisses selbst spricht, nicht in eins set­
zen. Die je unterschiedliche Funktion von Anhang I 
und Abfallverzeichnis betont auch Seibert, DVBI 1994, 
231. 
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scheidungs- oder Ermessensspielraum"32). Ent­
sprechend seiner Funktion als "Bezugsnomenkla­
tur"33) gliedert das Europäische Abfallverzeichnis 
die Abfälle zunächst in 20 Gruppen, dominantes 
Gruppierungskriterium ist die Herkunft der Ab­
fälle 34). Nach diesem35) oder nach dem Kriterium 
der Beschaffenheit der Sache selbst36) erfolgt re­
gelmäßig eine weitere Unterteilung in Untergrup­
pen. In diesen Untergruppen sind dann häufig 
konkrete Stoffe oder Gegenstände aufgelistet37); 

es kommt aber ebenso vor, daß diese Auflistung 
nur jene Stoffe, die in der Überschrift genannt 
sind, wiederholt38) oder gar nicht zur Aufzählung 
konkreter Stoffe oder Gegenstände vordringt39). 
Wo am Ende einer immer stärkeren Untergliede­
rung ein bestimmter Stoff oder Gegenstand er­
scheint, ist dieser Abfall, wenn er bei einer Tätig­
keit angefallen ist, die in der ersten bzw zweiten 
Gliederung genannt ist40). Wo am Ende einer 
solchen Untergliederung nur " Abfälle " , die aus 
einem bestimmten Anlaß entstehen, genannt sind, 
ist noch offen, welche Stoffe oder Gegenstände 
als solche Abfälle gelten sollen. Untergruppen die­
ser Art befinden sich im Abfallverzeichnis wohl 
nur, um dessen Funktion als "Bezugsnomenkla­
tur" zu erfüllen, eine Festschreibung konkreter 
Abfälle findet durch sie nicht statt. 

Das Europäische Abfallverzeichnis enthält also 
"Posten", die entledigungspflichtige Stoffe und 
Gegenstände, also Abfälle nach dem Gemein­
schaftsrecht nennen, daneben aber auch "Posten", 
die noch ausfüllungsbedürftig sind und solcher­
art konkrete gemeinschaftsrechtliche Entledi-

32) So etwa bei Helmig/Allkemper, DÖV 1994, 23!. 
33) Mit ihr soll, so Punkt 5 der Einleitung des Europäi­

schen Abfallverzeichnisses, eine gemeinsame Terminolo­
gie für die ganze Gemeinschaft festgelegt und der Nutz­
effekt der Abfallentsorgung erhöht werden. 

34) ZB 040000: "Abfälle aus der Leder- und Textilin­
dustrie"; 090000: "Abfälle aus der photographischen In­
dustrie"; 170000: "Bau- und Abbruchabfälle [ ... ]" usw. 
Außenseiter sind nur die Gruppen 130000: "Ölabfälle 
[ ... ]" und 150000: "Verpackungen, Aufsaugmassen, 
Wischtücher, Filtermaterialien und Schutzkleidung 
[ ... ]", die an Eigenschaften der Sache anknüpfen, die 
unabhängig vom Anlaß ihres Anfallens sind. 

35) ZB 040100: "Abfälle aus der Lederindustrie"; 
04 02 00: "Abfälle aus der Textilindustrie" . 

36) ZB 170100: "Beton, Ziegel, Fliesen, Keramik und 
Materialien auf Gipsbasis"; 170200: "Holz, Glas und 
Kunststoff"; 170300: 'iAsphalt, Teer und teerhaltige Pro­
dukte"; 170400: "Metalle (einschließlich Legierungen)" 
etc. 

37) ZB 170401: "Kupfer, Bronze, Messing"; 170402: 
"Aluminium"; 170403: "Blei" etc. 

38) ZB 170201: "Holz"; 170202: "Glas"; 170203: 
"Kunststoff" . 

39) ZB 01 04 05: "Abfälle aus der Wäsche und Reinigung 
von Mineralien"; 010406: "Abfälle aus Steinmetz- und 
Sägearbeiten" etc. 

40) So muß wohl Punkt 3 der Einleitung zum Europäi­
schen Abfallverzeichnis verstanden werden: "Die Auf­
nahme eines Stoffs in den Ewe bedeutet jedoch nicht, 
daß es sich bei diesem Stoff unter allen Umständen um 
Abfall handelt. Der Eintrag ist nur dann von Belang, 
wenn die Definition von Abfall zutrifft". 

gungspflichten nicht aufstellen, dem nationalen 
Gesetzgeber also noch Gestaltungsspielraum be­
lassen. 

Dem objektiven Abfallbegriff des Gemein­
schaftsrechts unterfallen daher alle Stoffe und Ge­
genstände, die im Europäischen Abfallverzeichnis 
konkret aufgeführt sind, sowie jene Stoffe und Ge­
genstände, die in diesem Verzeichnis zwar nicht 
konkret genannt sind, einer seiner Untergruppen 
oder dem Anhang I aber subsumiert werden kön­
nen und nach nationalem Recht entledigungs­
pflichtig sind. 

11. Der subjektive Abfallbegriff 

Nach der Definition in Art llit ader Abfall-RL 
ist für das Vorliegen von Abfall im subjektiven 
Sinn zweierlei erforderlich: daß der fragliche 
Stoff oder Gegenstand einer der Abfallgruppen 
des Anhaftg I zugehört und daß sich der Besitzer 
dieses Stoffes oder Gegenstandes seiner entledigt 
oder entledigen will. 

1. Die Zugehörigkeit zu Anhang I 

Der "subjektive" Abfallbegriff des Gemein­
schaftsrechts ist nicht mehr wirklich subjektiv; 
denn er stellt nicht mehr ausschließlich auf den 
Willen oder das Verhalten des Besitzers ab, son­
dern setzt darüber hinaus ein objektives, von der 
Sphäre des Besitzers völlig unabhängiges Ele­
ment voraus: Der Stoff oder Gegenstand, dessen 
sich jemand entledigt oder entledigen will, muß 
einer der Abfallgruppen des Anhang I angehören, 
um als Abfall im subjektiven Sinn gelten zu 
können. 

Was bei der Erörterung des objektiven Abfallbe­
griffes 41) zur Anhang I-Zugehörigkeit gesagt wur­
de, gilt auch hier: Anhang I ist zwar durch die Ab­
fallgruppe Q16 sehr weit gefaßt, wird daher den 
subjektiven Abfallbegriff nicht allzu stark be­
schränken können, er ist aber mehr als eine völlig 
unverbindliche Gruppierung aller denkbaren 
Stoffe und Gegenstände42). Der subjektive Abfall­
begriff des Gemeinschaftsrechts schränkt daher, 
wenn auch nicht sehr gravierend, die Entledi­
gungsfreiheit des Besitzers ein, der sich fortan 
nur mehr solcher Stoffe und Gegenstände als Ab­
fall entledigen kann, die dem Anhang I 
angehören 43). 

41) Oben B.L!. 
42) Warum der Behauptung von Helmig/Allkemper, 

DÖV 1994, 231, der subjektive Abfallbegriff sei durch 
das Abfallverzeichnis obsolet, mE nicht zuzustimmen 
ist, wurde schon oben bei FN 29 ausgeführt. 

43) Zu der von Kersting, DVBl 1992, 346; Birn, NVwZ 
1992, 421 und Seibert, DVBl 1994, 235, vertretenen Auf­
fassung, die Entledigungsfreiheit des Abfallbesitzers sei 
durch Anhang I wegen Q16 nicht eingeschränkt, die ge­
plante "Objektivierung" des subjektiven Abfallbegriffs 
daher nicht gelungen, s oben B.L!. und FN 16. Auch 
Duschanek, in: Funk (Hrsg), Abfallwirtschaftsrecht 259, 
glaubt nicht, daß Anhang I eine "Objektivierung" der 
Abfalleigenschaft einer Sache bewirkt, s dazu oben 
B.I.1. bei FN 12. 
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2. Die Entledigung/der Entledigungswille 

Die Abfall-RL enthält keine Definition des Be­
griffes "Entledigung"; was darunter zu verstehen 
ist, läßt sich aus ihr aber ableiten: Aus der Defini­
tion von Abfall in Art 1lit a geht hervor, daß Abfall 
nur werden kann, was entledigt wird oder entle­
digt werden soll. Weiters geht aus Art 4 hervor, 
daß Abfall entweder verwertet oder aber beseitigt 
werden soll. 

Daraus läßt sich schließen, daß eine Sache, die 
entledigt werden soll, entweder verwertet oder be­
seitigt werden soll. 

Entledigung ist somit eine Handlung, die darauf 
abzielt, einen Stoff oder Gegenstand einer Verwer­
tung oder Beseitigung zuzuführen44). Diese Hand­
lung kann freiwillig gesetzt (subjektiver Abfall) 
oder aber erzwungen werden (objektiver Abfall). 
Dieses weite Verständnis von Entledigung deckt 
sich auch mit der Rsp des EuGH, der schon vor 
der Änderung der RL 75/442/EWG durch die RL 
91/156/EWG ausgesprochen hat45), daß der Be­
griff "Abfälle" ganz allgemein Stoffe und Gegen­
stände betreffe, deren sich der Besitzer entledigt, 
ohne daß nach dessen Absicht unterschieden wür­
de; daß der Besitzer, der sich eines Stoffes oder Ge­
genstandes entledigt, dessen wirtschaftliche Wie­
derverwendung durch andere ausschließen will, 
sei darum für das Vorliegen von Abfall nicht erfor­
derlich. Ebensowenig schade auch die tatsächliche 
Eignung eines Stoffes oder Gegenstandes zur wirt­
schaftlichen Wiederverwendung der Abfalleigen­
schaft, im Gegenteil: Ein nationaler Abfallbegriff, 
der wiederverwendbare Stoffe und Gegenstände 
nicht erfaßt, sei mit den RL 75/442/EWG und 78/ 
319/EWG nicht vereinbar46). 

Diese Judikatur ist zwar noch zum subjektiven 
Abfallbegriff der alten RL75/442/EWG ergangen, 
die neue RL 91/156/EWG gibt aber ihrem (diesbe­
züglich unveränderten) Wortlaut47) und ihrer Ziel­
setzung nach keinen Anlaß, eine Einschränkung 
des Entledigungsbegriffes anzunehmen, im Gegen­
teil: Im sechsten Erwägungsgrund der neuen RL 
wird es sogar für wünschenswert gehalten, "die 
Rückführung und Wiederverwendung von Abfäl-

44) Mit etwas anderer Begründung kommt zu diesem 
Ergebnis auch Fluck, DVBl 1993, 592. 

45) EuGH 28. 3. 1990 - Rs C-206/88 (Vessoso) und C-
207/88 (Zanetti), Slg 1990, 1-1461, EuZW 1990, 109; 
EuZW 1991, 253. 

46) EuGH 28. 3. 1990 - Rs C-359/88 (Zanetti ua), Slg 
1990, 1-1509, EuZW 1990, 109; EuZW 1991, 254. Kri­
tisch zur Auslegung des subjektiven Abfallbegriffes 
durch den EuGH Kersting, DVBl 1992, 347 f, der eine 
Entledigung nur dann annehmen will, wenn der Besit­
zer jede Wiederverwertung durch andere Personen aus­
schließen will. 

47) Man kann, wie Dieckmann, NuR 1992, 410, festge­
stellt hat, wohl davon ausgehen, daß dem Richtlinienge­
ber die Auslegung des Entledigungsbegriffes durch den 
EuGH bekannt war; eine Ausgrenzung wiederverwertba­
rer Stoffe und Gegenstände aus dem Abfallbegriff hätte 
sich dann wohl in einem geänderten Wortlaut nieder­
schlagen müssen. 

len als Rohstoffe zu fördern "; außerdem wird die 
Erlassung "besonderer Vorschriften über wieder­
verwendbare Abfälle" angekündigt48). 

Der Begriff der Entledigung setzt also den Aus­
schluß wirtschaftlicher Wiederverwendung nicht 
voraus; ebensowenig muß, wer sich einer Sache 
iSd RL 91/156/EWG entledigt, die Sachherrschaft 
aufgeben oder die Sache gar an einen Dritten ab­
geben. Das hat Fluck 49) aus Art 11 der Abfall-RL 
geschlossen, in dem von Unternehmen die Rede 
ist, "die die Beseitigung ihrer eigenen Abfälle am 
Entstehungsort sicherstellen". 

Abfall im subjektiven Sinn ist also jeder Stoff 
und jeder Gegenstand, der dem Anhang I unter­
fällt und den der Besitzer "von [seiner] ursprüngli­
chen Zweckbestimmung freimacht, um [ihn] zu 
verwerten oder zu beseitigen"50). 

111. "Stoffe oder Gegenstände" 
Nach Art 1 lit ader Abfall-RL können nur 

"Stoffe oder Gegenstände" zu Abfall werden. 
Kersting 51 ) hat aus diesem Wortlaut geschlossen, 
der europäische Abfallbegriff erfasse sowohl be­
wegliche als auch unbewegliche Sachen, sodaß 
zB kontaminiertes Erdreich bereits vor seiner Aus­
kofferung Abfall sein könne. Zu Recht hat 
Dieckmann 52) darauf hingewiesen, daß die Abfall­
gruppe Q15 des Anhanges I gegen diese Auslegung 
spricht: Sie ist eingerichtet für "kontaminierte 
Stoffe oder Produkte, die bei der Sanierung von 
Böden anfallen", bringt also zum Ausdruck, daß 
kontaminierter Boden frühestens mit der Auskof­
ferung zu Abfall werden kann, und legt die An­
nahme nahe, daß Stoffe und Gegenstände nur 
bewegliche Sachen sind53). 

C. Der Abfallbegriff des AWG - der Abfallbegriff 
des Gemeinschaftsrechts 

§ 2 Abs 1 AWG definiert "Abfälle" als "beweg­
liche Sachen, 
1. deren sich der Eigentümer oder Inhaber entle­

digen will oder entledigt hat, oder 
2. deren Erfassung und Behandlung als Abfall im 

öffentlichen Interesse [ ... ] geboten ist". 
Wie das Gemeinschaftsrecht kennt also auch das 

AWG einen Abfall im subjektiven (Z 1) und einen 
Abfall im objektiven Sinn (Z 2). 

I. "Bewegliche Sachen" 
Gemeinsam ist beiden, der subjektiven wie der 

objektiven Begriffsvariante, daß nur "bewegliche 
Sachen" zu Abfall werden können. Darunter sind 
wie im Gemeinschaftsrecht Sachen jeden Aggre-

48) Darauf weisen Helmig/Allkemper, DÖV 1994, 231 f, 
hin; vgl außerdem v. Wilmowsky, NuR 1991, 255; Fluck, 
DVBI 1993, 591 f sowie Bickel, NuR 1992, 368 fund 
Dieckmann, NuR 1992, 409 f, die die Gegen~rgumente 
von Kersting, DVBl1992, 347 f, überzeugend w1derlegen. 

49) Fluck, DVBl 1993, 592. 
50) Fluck, DVBI 1993, 592. 
51) Kersting, DVBI 1992, 348. 
52) Dieckmann, NuR 1992, 409. . . 
53) Dieser Auffassung ist auch Bickel, NuR 1992, 370. 
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gatzustandes54) zu verstehen, solange sie beweglich 
sind. 

§ 2 Abs 4 AWG trägt allerdings dem Umstand 
Rechnung, daß Abfälle auch "eine die Umwelt be­
einträchtigende Verbindung mit dem Boden" ein­
gehen können: Sie verlieren ihre Abfalleigen­
schaft nicht, auch wenn sie aus sachenrechtlicher 
Sicht (§§ 293 f ABGB) als unbewegliche Sachen 
zu qualifizieren sind. In dieser Hinsicht ist der ge­
meinschaftsrechtliche Abfallbegriff enger: Er 
klammert, wie oben in Übereinstimmung mit 
Dieckmann55 ) aus der Abfallgruppe Q15 abgelei­
tet wurde, unbewegliche Sachen gänzlich aus. 

Was also nach dem Gemeinschaftsrecht zu Ab­
fall werden kann, kann es jedenfalls auch nach 
österr Recht: "Bewegliche Sachen" und "Stoffe 
und Gegenstände" meinen dasselbe. Daß nach 
österr Recht auch Sachen, die eine die Umwelt be­
einträchtigende Verbindung mit dem Boden einge­
gangen sind, als Abfall gelten, hindert seine EU­
Konformität nicht; vielmehr wird dadurch eine 
frühzeitige Unterwerfung von Altlasten unter das 
Abfallregime und damit ein verstärkter Schutz 
der Umwelt ermöglicht, sodaß die Ziele des ge­
meinschaftlichen Abfallrechts gerade nicht kon­
terkariert werden56). Eine Beschränkung der Frei­
heit des Waren- oder Dienstleistungsverkehrs 
steht, da von § 2 Abs 4 AWG nur unbewegliche 
Sachen betroffen sind, nicht zu befürchten, sodaß 
auch kein Anlaß besteht, an der Vereinbarkeit 
mit dem EGV zu zweifeln57). 

11. Der objektive Abfallbegriff 

1. Allgemeines 

Der objektive Abfallbegriff des AWG ist neben 
dem Begriffsmerkmal der "beweglichen Sache" 
gekennzeichnet durch die im öffentlichen Interes­
se gebotene Erfassung und Behandlung dieser 
Sache als Abfall. 

Das zentrale Kriterium des Abfallbegriffes, das 
öffentliche Interesse, wird im AWG in zwei Rich­
tungen näher bestimmt; § 1 Abs 3 gibt in acht Ge­
neralklauseln an, wann eine geordnete Erfassung 
und Behandlung als Abfall im öffentlichen Interes­
se geboten ist; wann das noch nicht der Fall ist, 
sagt § 2 Abs 2. Darüber hinaus werden bestimmte 
Sachen durch § 3 Abs 3 AWG vom Geltungsbereich 
dieses Gesetzes ausgenommen. 

Ganz anders als das Gemeinschaftsrecht gibt 
das AWG also keinen exakten 58) Katalog jener 
Stoffe und Gegenstände an, die Abfall sein sol-

54) Vgl zB 1274 BlgNR 17. GP 33: "Abfälle [können] 
auch in flüssiger oder gasförmiger Form auftreten"; 
Raschauer, Der Abfallbegriff des Abfallwirtschaftsgeset­
zes, ecolex 1990, 645 (646). 

55) B.III. bei FN 52. 
56) Vgl oben FN 6. 
57) Vgl etwa Seidel, Umweltrechtliche und wirtschafts­

lenkende Abgaben und Maßnahmen aus gemeinschafts­
rechtlicher Sicht, NVwZ 1993, 106 (115 f). 

58) Mit den oben B.I.2.b)cc) gemachten Einschränkun­
gen. 

len; was Abfall ist, wird vielmehr mit Rekurs auf 
den unbestimmten Gesetzesbegriff des "öffentli­
chen Interesses" umschrieben. Daraus wurde in 
der Literatur der Schluß gezogen, der objektive 
Abfallbegriff des AWG sei nicht richtlinienkon­
form und daher anpassungsbedürftig59). 

ME ist dieses Urteil vorschnell gefällt: Ein na­
tionaler Abfallbegriff, dem subsumiert werden 
kann, was das Gemeinschaftsrecht für Abfall 
hält, hat wohl seine Schuldigkeit getan. Daß er ab­
strakt umschreibt, was Abfall ist, sollte seiner 
Richtlinienkonformität noch keinen Abbruch tun. 
Selbst wenn ein nationaler (objektiver) Abfallbe­
griff aber jene Stoffe und Gegenstände, die im 
Europäischen Abfallverzeichnis aufgelistet sind, 
nicht vollständig erfaßt, steht seine "EU-Widrig­
keit" noch nicht fest; schließlich könnten die 
"fehlenden" Abfälle auch durch andere Rechtsvor­
schriften so aufgefangen werden, daß den gemein­
schaftsrechtlichen Vorgaben Genüge getan wird. 
Um beurteilen zu können, ob der Abfallbegriff 
des AWG jenem des Gemeinschaftsrechts ent­
spricht, muß darum zunächst geprüft werden, ob 
die unbestimmte Formulierung in § 2 Abs 1 Z 2 
AWG eine Subsumtion dessen zuläßt, was nach 
der Abfall-RL objektiver Abfall ist. 

Da das AWG präziser, als es den Abfallbegriff 
umschreibt, angibt, was es nicht als Abfall behan­
delt wiss~n will, ist dabei zweckmäßigerweise vom 
"Ausnahmenkatalog" des § 2 Abs 2 AWG. auszu­
gehen. 

2. Die Ausnahmen 

Nach § 2 Abs 2 AWG ist für drei Gruppen von 
Sachen eine geordnete Erfassung und Behand­
lung als Abfall im öffentlichen Interesse jeden­
falls nicht geboten: 

a) Sachen, die in einer nach allgemeiner Ver­
kehrsauffassung für sie bestimmungsgemäßen 
Verwendung60 ) stehen (§ 2 Abs 2 Z 2 AWG). Diese 
Ausschlußbestimmung "korrespondiert" mit einer 
Reihe von Abfallgruppen, die für den Fall unmög­
lich gewordener61), rechtlich verbotener62) oder 

59) Jahnel, ZfV 1991, 556; Prantl, (Raum-)Umordnung 
der Abfallwirtschaftsplanung durch EG-Beitritt?, eco­
lex 1992, 508; der Abfallbegriff des dAbfG ist dem österr 
in dieser Hinsicht durchaus vergleichbar - seine Bezug­
nahme auf Gemeinwohl und Umweltschutz wurde auch 
in der deutschen Literatur für nicht richtlinienkonform 
gehalten von Schräder, DÖV 1991, 914; Kersting, DVBI 
1992, 349; vgl auch Dieckmann, NuR 1992, 412; Seibert, 
DVB11994, 234; anders tendenziell Fluck, DVBl1993, 596. 

60) Im Erk v 20. 10. 1992, 92/04/0137 geht der VwGH 
davon aus, daß "Maßnahmen einer Verwertung in spezi­
fischen Wirtschaftskreisläufen dem in § 2 Abs 2 Z 2 
AWG vorgesehenen Fall einer nach allgemeiner Ver­
kehrsauffassung bestimmungsgemäßen Verwendung 
gleichstehen können". 

61) Q6: "Nichtverwendbare Elemente (zB verbrauchte 
Batterien, Katalysatoren usw)"; Q7: "Unverwendbar ge­
wordene Stoffe (zB kontaminierte Säuren, Lösungsmit­
tel, Härtesalze usw)". 

62) Q13: "Stoffe oder Produkte aller Art, deren Verwen­
dung gesetzlich verboten ist"; evtl für die nicht bestim-
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faktisch nicht stattfindender63 ) Verwendung eine 
"Abfalloption" zur Verfügung stellen. Für 
Sachen, die noch ihrer Bestimmung gemäß ver­
wendet werden, ist keine Abfallgruppe eingerich­
tet; solche Sachen ließen sich zwar mit anderen 
Abfallgruppen, etwa Q3 ("Produkte, bei denen 
das Verfalldatum überschritten ist") oder Q16 ver­
einbaren; der in den vorgenannten Abfallgrup­
pen64) klar zum Ausdruck gekommene Wille des 
Richtliniengebers würde damit aber wohl umgan­
gen. Bereits aus den Abfallgruppen des Anhang I 
läßt sich daher ableiten, daß die Ausnahme be­
stimmungsgemäß verwendeter Sachen aus dem 
Abfallbegriff auch im Sinne des Richtliniengebers 
ist. 

b) Sachen, die nach allgemeiner Verkehrsauffas­
sung neu sind (§ 2 Abs 2 Z 1 AWG). 

Auf den ersten Blick muß nicht jede solche 
Sache auch aus dem gemeinschaftsrechtlichen Ab­
fallbegriff herausfallen: die Abfallgruppen Q2 
("Nicht den Normen entsprechende Produkte") 
und Q13 ("Stoffe oder Produkte aller Art, deren 
Verwendung gesetzlich verboten ist") können 
neue Sachen durchaus enthalten. Aus den EB zu 
§ 2 AWG65) geht allerdings hervor, daß eine nach 
der allgemeinen Verkehrsauffassung neue Sache 
eine Sache ist, die "erst ihrer bestimmungsgemä­
ßen Verwendung (durch wen auch immer) 
harr[t]" - unter diesem Aspekt scheint eine Sub­
sumtion unter die Abfallgruppen Q2 bzw Q13 
schon fragwürdig: Eine Sache, die selbst oder 
deren Verwendung normwidrig ist, hat wohl keine 
bestimmungsgemäße Verwendung. 

Oben wurde außerdem festgestellt, daß eine 
Sache, die bereits bestimmungsgemäß verwendet 
wird, in Übereinstimmung mit dem Gemein­
schaftsrecht kein Abfall sein soll. Dann muß aber 
erst recht eine Sache, die kurz vor einer solchen 
Verwendung steht, vom Abfallbegriff ausgenom­
men sein. 

c) Sachen, die nach dem Ende ihrer bestim­
mungsgemäßen Verwendung im unmittelbaren Be­
reich des Haushaltes bzw der Betriebsstätte auf 
eine zulässige Weise verwendet oder verwertet 
werden (§ 2 Abs 2 Z 3 AWG). Daß das Gemein­
schaftsrecht vom Besitzer selbst verwertete Sa­
chen nicht generell vom Abfallbegriff ausnimmt, 
kann bereits Art 8 der Abfall-RL entnommen wer­
den; diese Bestimmung trägt den Mitgliedstaaten 
auf, die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, 
"damit jeder Besitzer von Abfällen [. . .] selbst 
die Verwertung oder Beseitigung unter Einhal­
tung der Bestimmungen dieser Richtlinie sicher­
stellt". Vom Besitzer selbst verwertete Sachen 

mungsgemäße Verwendung: Q12: "Nicht den Normen 
entsprechende Produkte". 

63) Q14: "Produkte, die vom Besitzer nicht oder nicht 
mehr verwendet werden (zB in der Landwirtschaft, den 
Haushaltungen, Büros, Verkaufsstellen, Werkstätten 
usw)" . 

64) FN 61-63. 
65) 1274 BlgNR 17. GP 31. 

unterfallen also der RL und damit dem Abfallbe­
griff. 

Zu demselben Ergebnis führt auch Art 2 Abs 1 
lit b iii) der Abfall-RL, durch den bestimmte "Ab­
fälle aus der Landwirtschaft [. . .], die innerhalb 
der Landwirtschaft verwendet werden «66), vom 
Geltungsbereich der RL ausgenommen werden, so­
weit für sie bereits andere Rechtsvorschriften 
gelten 67 ). Andere Stoffe und Gegenstände, die an 
ihrem Entstehungsort verwendet 68) werden, fallen 
also - wenn sie die weiteren Voraussetzungen er­
füllen offenbar als Abfälle unter die RL. Ein na­
tionaler Abfallbegriff, der Sachen, die am Ort des 
Anfallens verwertet werden, gänzlich ausschließt, 
ist darum mit der Abfall-RL nicht vereinbar69). 

Dieser Vorwurf kann dem AWG aber auch nicht 
gemacht werden: Nicht jede Verwertung, sondern 
nur die zulässige Verwertung durch den Besitzer 
soll die Abfalleigenschaft der verwerteten Sache 
ausschließen. Was eine "zulässige" Verwertung 
ist, muß anderen Rechtsvorschriften als dem 
AWG entnommen werden 70). 

66) Das sind nach dieser Bestimmung: Fäkalien und 
sonstige natürliche, ungefährliche Stoffe. 

67) Solche Stoffe unterfallen auch in Österreich nicht 
dem Abfallrecht; sie sind allerdings nicht erst vom Gel­
tungsbereich des AWG ausgenommen, sondern schon 
vom Abfallbegriff selbst: Nach § 2 Abs 2 letzter Satz 
AWG ist "die Erfassung und Behandlung von Mist, Jau­
che, Gülle und organisch kompostierbarem Material als 
Abfall [ ... ] dann nicht im öffentlichen Interesse (§ 1 
Abs 3) geboten, wenn diese im Rahmen eines inländi­
schen land- und forstwirtschaftlichen Betriebes anfal­
len und im unmittelbaren Bereich eines land- und forst­
wirtschaftlichen Betriebes einer zulässigen Verwendung 
zugeführt werden". Duschanek, in: Funk (Hrsg), Abfall­
wirtschaftsrecht 259 f, hält diese Regelung des § 2 Abs 2 
AWG für anpassungsbedürftig; die gemeinschaftsrechtli­
che Ausnahme landwirtschaftlicher Abfälle sei nämlich 
durch die Bedingung, daß für sie spezielle gemeinschafts­
rechtliche Regelungen gelten, rigoroser beschränkt als 
dies im AWG der Fall sei. In Wahrheit aber nimmt auch 
das AWG landwirtschaftliche Abfälle nur dann vom Ab­
fallbegriff aus, wenn sie zulässig, dh in Übereinstimmung 
mit anderen Rechtsvorschriften verwendet werden. Inso­
fern ist die Ausnahme des AWG sogar restriktiver als je­
ne des Gemeinschaftsrechts: Sie gilt nicht schon, wenn 
andere Rechtsvorschriften vorliegen, sondern erst, wenn 
diese Vorschriften auch eingehalten werden. 

68) Was unter "Verwendung" zu verstehen ist, definiert 
die Abfall-RL nicht ausdrücklich; ihrem Anhang II B 
kann aber entnommen werden, daß die Verwendung re­
gelmäßig ein Verwertungsverfahren ist. 

69) Daß der gänzliche Ausschluß wiederverwertbarer 
Sachen aus dem Abfallbegriff mit dem Gemeinschafts­
recht nicht vereinbar wäre, hat der EuGH schon zur 
"alten" Abfall-RL 75/442/EWG festgestellt; s dazu oben 
FN 46. 

70) In Frage kommen va Vorschriften des Bau- und An­
lagen rechts und allgemeiner des Luftreinhalterechts 
(etwa §§ 74 ff GewO; § 48 ForstG; DKEG; auf Landesebe­
ne etwa die LuftreinhaltungsG, die BauO, FeuerpolizeiG 
etc), des Lärmschutzes (etwa §§ 74 ff GewO; auf Landes­
ebene etwa die BauO, BaulärmG; der Straf tatbestand der 
Erregung ungebührlichen Lärms in den LandespolizeiG 
sowie zahlreiche Bestimmungen in ortspolizeilichen V), 
des Bodenschutzrechts sowie Wasserreinhaltungsvor-
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Der objektive Abfallbegriff des AWG ist somit 
zwar enger als jener des Gemeinschaftsrechts, 
sein "Defizit" ist aber kompensabel: Entsprechen 
nämlich die Vorschriften für die "zulässige" Ver­
wertung den gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben 
für eine Abfallverwertung, wäre die Richtlinien­
konformität des österr Abfallbegriffes gewahrt. 
Was die Verwendung und Verwertung von Altöl be­
trifft, könnte auch das AWG selbst für Richtlinien­
konformität sorgen: Altöl unterliegt, obwohl es 
vom AWG nicht als Abfall qualifiziert wird, nach 
§ 3 Abs 1 AWG jedenfalls den §§ 21 ff AWG, dar­
über hinaus aber noch manch anderer Bestim­
mung dieses Gesetzes 71). 

Sachen, die nach dem AWG kein Abfall sind, 
müssen streng von jenen Sachen unterschieden 
werden, die von seinem Geltungsbereich ausge­
nommen sind; sie sind in aller Regel sehr wohl Ab­
fälle, sollen aber anderen Regelungen als dem 
AWG unterworfen sein. Den Abfallbegriff, um 
den allein es hier geht, vermögen sie nicht 
einzuschränken 72) - im Gegenteil: In Zweifelsfra­
gen können sie, da sie ja nur vom Geltungsbereich 
ausgenommen sind, Aufschluß über diesen 
geben73). 

schriften (etwa im WRG und den KanalG der Länder), 
auch veterinärrechtliche Bestimmungen wie das Tierkör­
perverwertungsG kommen in Frage, soweit sie nicht 
ohnehin vom Geltungsbereich des AWG ausgeschlossene 
Sachverhalte regeln (§ 3 Abs 3 Z 7 AWG). 

71) S dazu Raschauer, ecolex 1990,647. 
72) Vgl aber Duschanek, in: Funk (Hrsg) , Abfallwirt­

schaftsrecht 259 f. 
73) So werden vom AWG etwa aus kompetenzrechtli­

chen Gründen nur gefährliche Abfälle und Altöle zur 
Gänze geregelt (§ 3 Abs 1); nicht gefährliche Abfälle un­
terliegen seiner Geltung nur in eingeschränktem, durch 
die AWG-Nov 1994 (FN 74) aber nunmehr etwas erwei­
tertem Maße (§ 3 Abs 2); - ihre Regelung obliegt, wo kein 
Bedarf nach bundesweit einheitlichen Bestimmungen be­
steht, den Ländern. Auch im Gemeinschaftsrecht werden 
gefährliche und nicht gefährliche Abfälle nicht in einer 
RL geregelt: "Giftige und gefährliche Abfälle" erfahren 
eine gesonderte Regelung in der RL 91/689jEWG, AEl 
Nr L 377 vom 31. 12. 1991, 20. Jene Sachen, die das 
AWG (§ 3 Abs 3) darüber hinaus vom Geltungsbereich 
ausgenommen hat, decken sich weitgehend mit den Stof­
fen und Gegenständen, für die die Abfall-RL (Art 2 Abs 1) 
keine Geltung beansprucht. Es handelt sich dabei im we­
sentlichen um Abfälle, die besondere Fragen aufwerfen 
und darum in das AWG nicht ohne weiteres integriert 
werden konnten (so die EB zu § 3 AWG, 1274 BlgNR 
17. GP); sie sind von seinem Geltungsbereich ausgenom­
men, soweit für sie bereits andere Rechtsvorschriften gel­
ten: "radioaktive Stoffe" (§ 3 Abs 3 Z 4 AWG, vgl Art 2 
Abs 1 lit b i) der RL); Berge (taubes Gestein), die beim 
Aufsuchen, Gewinnen, Speichern und Aufbereiten mi­
neralischer Rohstoffe anfallen (§ 3 Abs 3 Z 3 AWG, vgl 
Art 2 Abs 1 lit b ii) der RL); Tierkörper (Art 2 Abs 1 
lit b iii) der RL, vgl § 3 Abs 3 Z 7 AWG); seit der AWG­
Nov 1994 auch Sprengstoffabfälle (§ 3 Abs 3 Z 8 AWG, 
vgl Art 2 Abs 1 lit b v) der RL); Abwässer (Art 2 Abs 1 
lit b iv) der RL, vgl § 3 Abs 3 Z 1 AWG); gasförmige Ab­
leitungen in die Atmosphäre (Art 2 Abs 1lit ader RL, vgl 
§ 3 Abs 3 Z 2 AWG). Nur der vom Geltungsbereich des 
AWG ausgenommene "unlegierte Eisenschrott mit Aus-

3. Die Schutzgüter 

Von den genannten Ausnahmen in § 2 Abs 2 
AWG abgesehen, unterfallen alle beweglichen 
Sachen, deren Erfassung und Behandlung als Ab­
fall im öffentlichen Interesse geboten ist, dem Ab­
fallbegriff des AWG. Der Katalog möglicher Ge­
fährdungen des öffentlichen Interesses gewährt 
Schutz vor Gefahren für die menschliche Gesund­
heit und unzumutbaren Belästigungen (Z 1); vor 
Gefahren für die natürlichen Lebensbedingungen 
von Tieren und Pflanzen (Z 2); vor Umweltverun­
reinigungen, die über das unbedingt erforderliche 
Ausmaß hinausgehen (Z 3); vor Brand- oder Ex­
plosionsgefahren (Z 4); Geräuschen und Lärm im 
übermäßigen Ausmaß (Z 5); vor Vorkommnissen, 
die das Auftreten und die Vermehrung von schäd­
lichen Tieren und Pflanzen sowie von Krankheits­
erregern begünstigen (Z 6); vor Störungen der öf­
fentlichen Ordnung und Sicherheit (Z 7), und ist 
durch die AWG-Nov 199474) noch um das Schutz­
gut "Orts- und Landschaftsbild" (Z 8) erweitert 
worden. 

4. Keine weiteren Tatbestandsmerkmale 

Durch die Gefährdung (mindestens eines) dieser 
Schutzgüter muß die Erfassung und Behandlung 
einer Sache als Abfall geboten sein; diese Gefähr­
dung begründet75) - in der Terminologie der Ab­
fall-RL gesprochen - eine Entledigungspflicht. 
Mehr als das ist aber für das Vorliegen von Abfall 
nicht erforderlich; insb ist - wie zu erwarten war -
die Zugehörigkeit zu Anhang I kein Tatbestands­
merkmal des österr Abfallbegriffes. 

Nun ist nur schwer vorstellbar, daß sich mit 
einem so elastisch formulierten Katalog wie dem 
des § 1 Abs 3 AWG die im Europäischen Abfallver­
zeichnis konkret genannten Abfälle nicht erfassen 
ließen. Sie können nach dem AWG nur dann nicht 
als Abfall qualifiziert werden, wenn sie einem der 
Ausnahmetatbestände des § 2 Abs 2 AWG unter­
fallen; oben 76) wurde aber gezeigt, daß diese Aus­
nahmen dem gemeinschaftsrechtlichen Abfallbe­
griff nicht widersprechen bzw prinzipiell kompen­
sierbar sind, sodaß gemeinschaftsrechtlicher Ab­
fall sich in aller Regel auch als Abfall iSd AWG 
qualifizieren lassen wird. 

nahme von Verpackungen" (§ 3 Abs 3 Z 5 AWG) sowie 
"andere Abfälle (Altstoffe) für die Dauer von Lenkungs­
maßnahmen nach dem Versorgungssicherungsgesetz [ ... l" 
(§ 3 Abs 3 Z 6 AWG) finden in der RL keine Entspre­
chung. 

74) Bundesgesetz, mit dem das Abfallwirtschaftsgesetz 
geändert wird (Abfallwirtschaftsgesetz-Novelle 1994), 
BGEl 1994/155; die wesentlichsten Bestimmungen die­
ser Nov hat Brezovich, Die wesentlichsten Bestimmun­
gen der Abfallwirtschaftsgesetz-Novelle 1994 (BGEl 
155/1994), RdU 1994, 58, aufgelistet und teilweise kom­
mentiert. 

75) Wenn sie durch Sammlung, Lagerung, Beförderung 
und Behandlung der fraglichen Sache als Abfall hintan­
gehalten werden kann (vgl § 1 Abs 3 AWG). 

76) C.II.2. 
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Darüber hinaus können freilich dem elastischen 
Abfallbegriff des AWG auch noch andere als die 
gemeinschaftsrechtlichen Abfälle unterfallen; 
gehören sie einer der Abfallgruppen des Anhang I 
an, so besteht an ihrer gemeinschaftsrechtlichen 
Zulässigkeit kein Zweifel. Gehen sie aber über 
die Abfallgruppen des Anhang I hinaus, so müßte 
erst geprüft werden, ob die Voraussetzungen eines 
nationalen Alleinganges nach Art 130t EGV vorlie­
gen. Sicher wäre ein solcher Abfallbegriff strenger 
als der gemeinschaftsrechtliche - er würde dem 
strengen Abfallregime schließlich mehr Stoffe 
und Gegenstände unterstellen, als gemeinschafts­
rechtlich erforderlich ist. Damit könnten aber auf 
der anderen Seite Beschränkungen der Warenver­
kehrsfreiheit einhergehen, die mit dem EGV un­
vereinbar sind77). 

Die Definition von Abfall mit Hilfe unbestimm­
ter Gesetzesbegriffe birgt somit zwar die Gefahr in 
sich, eine zu weitgehende Subsumtion zu ermögli­
chen, hat auf der anderen Seite aber auch einen 
Vorteil: Sie ermöglicht aller Voraussicht nach eine 
Richtlinienkonformität des österr Abfallbegriffes 
auch für alle Anpassungen, die die Kommission 
am Europäischen Abfallverzeichnis vornehmen 
wird78), ohne daß dafür jedesmal eine Gesetzesän­
derung erforderlich sein wird79). 

III. Der subjektive Abfallbegriff 

Abfälle im subjektiven Sinn sind nach der Be­
stimmung des § 2 Abs 1 Z 1 AWG "bewegliche 
Sachen, deren sich der Eigentümer oder Inhaber 
entledigen will oder entledigt hat". 

1. Der "Entlediger" 

Entlediger nach dem AWG kann der Eigentümer 
ebenso sein wie der bloße Inhaber. Auf den ersten 
Blick scheint dieser Begriff enger zu sein als sein 
Pendant in der Abfall-RL: Art 1 lit c definiert 
den Besitzer als den "Erzeuger der Abfälle oder 
die natürliche oder juristische Person, in deren Be­
sitz sich die Abfälle befinden". Doch die Aufnah­
me des Abfallerzeugers in den Kreis der Abfallbe­
sitzer hat wohl in Wahrheit nur haftungsrechtliche 
Bedeutung; auf den subjektiven Abfallbegriff 
dürfte die neue Legaldefinition keinen Einfluß ha­
ben: Denn entledigen kann sich einer Sache doch 
nur der, der (zumindest) faktisch über ihr weite­
res Schicksal verfügen kann, derjenige also, der 

77) Vgl dazu oben FN 5 und 6. 
78) Vgl Punkt 3 der Einleitung des Europäischen Ab­

fallverzeichnisses. 
79) Nach dem rechtlich vollzogenen Beitritt Österreichs 

zur EU wäre nun freilich ein Verweis des AWG auf das 
Europäische Abfallverzeichnis legistisch wünschens­
wert; er könnte zum einen den Behörden und Gerichten 
als Orientierungshilfe dienen und würde zum anderen 
auch für den Bürger Klarheit darüber schaffen, was si­
cher als Abfall qualifiziert werden wird. Einer Ände­
rung des Europäischen Abfallverzeichnisses müßte 
dann zwar auch durch eine Änderung des AWG-Verwei­
ses Rechnung getragen werden, der dafür erforderliche 
legistische Aufwand wäre aber minimal. 

die Sachherrschaft innehat. Das kann nach der 
RL der Erzeuger der Sache sein oder aber der be­
sitzende Nichterzeuger80). 

Beide sind aber entweder Eigentümer oder Inha­
ber der Sache, unterfallen also auch dem AWG als 
"Entlediger" . 

Wer sich also nach dem Gemeinschaftsrecht 
einer Sache entledigen kann, kann dies auch nach 
dem AWG tun: die Entledigerbegriffe der beiden 
Rechtsbereiche erfassen denselben Personen­
kreis 8l). 

2. Die Entledigungjder Entledigungswille 

Was unter der Entledigung zu verstehen ist, sagt 
weder das AWG selbst, noch findet sich in den Mat 
eine explizite Erwähnung dazu. 

In der österr Literatur wurde bisweilen 82) ein 
"enger" Entledigungsbegriff propagiert, nach 
dem die Weitergabe einer Sache zur Verwertung 
keine Entledigung sei bzw der Entledigungswille 
die Absicht voraussetze, eine wirtschaftliche Ver­
wertung durch Dritte auszuschließen83). Hinter 
dieser Begriffsbildung steckt wohl noch die Vor­
stellung, daß Abfall nur sein kann, was absolut 
wertlos und darum auch einer Verwertung nicht 
mehr zugänglich ist. Dieses Verständnis ist über­
holt; es mußte schon beim objektiven Abfallbe­
griff aufgegeben werden, weil auch sehr wertvolle 
Sachen öffentliche Interessen gefährden können84). 

80) Sinnvollerweise versteht Art 1 lit c der RL 91/156/ 
EWG unter "Besitzer" den Abfallerzeuger oder den Ab­
fallbesitzer; fallen die beiden nämlich nicht in einer Per­
son zusammen, so kann sich nur einer von beiden der 
Sache entledigen. Die Pflicht, sich der Sache zu entledi­
gen, dh sie der Verwertung oder Beseitigung zuzuführen 
(s dazu oben B.II.2.), kann freilich sowohl den einen als 
auch den anderen treffen; der Adressat der Entledigungs­
pflicht ist allerdings kein den objektiven Abfallbegriff 
konstituierendes Merkmal, sodaß die Erweiterung des 
Besitzerbegriffes um den Abfallerzeuger auch auf den 
objektiven Abfallbegriff ohne Einfluß bleibt; sie dürfte 
ausschließlich haftungsrechtliche Konsequenzen haben. 
Vgl dazu mwN Seibert, DVBI 1994, 232. 

81) Entgegen Kersting, DVBl 1992, 344 f, sind die Mit­
gliedstaaten darum nicht verpflichtet, den Abfallerzeu­
ger, auch wenn er weder mittelbar noch unmittelbar 
besitzt, in den Kreis der Abfallbesitzer aufzunehmen. 
Bickel, NuR 1992, 370, ist überhaupt der Auffassung, 
"Erzeuger" in Art 1 lit c der Abfall-RL stehe nur für 
"die Person, bei der der Abfall erstmalig anfällt, solange 
sie die Gewalt ausübt". 

82) In Anlehnung an den Abfallbegriff des deutschen 
AbfG. 

83) Vgl etwa Raschauer, ecolex 1990, 646, der die Entle­
digungsabsicht ausschließlich als Dereliktionsabsicht im 
zivilrechtlichen Sinne versteht und eine Sache, über die 
in Verwertungsabsicht disponiert wurde, nicht für Ab­
fall hält; Wimmer, Zum Abfallbegriff im österreichi­
schen Recht, ÖJZ 1992, 719 (721). 

84) Vgl dazu § 2 Abs 1 letzter Satz AWG: "Die Erfas­
sung und Behandlung als Abfall im öffentlichen Interes­
se kann auch dann geboten sein, wenn für eine bewegli­
che Sache ein Entgelt erzielt werden kann", und § 2 Abs 3 
AWG, durch den klargestellt wird, daß auch verwertbare 
Stoffe (Altstoffe) vom Abfallbegriff erfaßt sind; s auch 
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Wenn nun für den Entledigungswillen gefordert 
wird, der Entlediger dürfe eine wirtschaftliche 
Verwertung der Sache gerade nicht wollen, so 
wird in Wahrheit durch dieses scheinbar subjekti­
ve Kriterium des fehlenden "Verwertungswillens" 
ein objektives, nämlich die Wertlosigkeit der 
Sache in den Abfallbegriff eingeschleust85); gera­
de von solchen Kriterien soll der subjektive Ab­
fallbegriff aber frei sein86). 

Dem "engen" Entledigungsbegriff ist denn auch 
der VwGH87) entgegengetreten, indem er die Abga­
be von Altpapier an eine Sammelstelle mit dem 
Zweck, es einer Verwertung zuzuführen, als eine 
Entledigung iSd AWG qualifiziert hat. In gleicher 
Weise hält der VwGH 87a) Altglas für Abfall, weil 
es sich um Sachen handle, deren sich der Eigen­
tümer (durch das "Wegwerfen" in einen Altglas­
container) entledigt hat. Der VwGH hat außer­
dem ausgesprochen 88) , daß sich die abfallrecht-

Funk, Das Recht der Abfallwirtschaft und Altlastensa­
nierung im System der österreichischen Rechtsordnung, 
in: derselbe (Hrsg), Abfallwirtschaftsrecht (1993) 7 f. 

85) Warum sollte auch jemand die Verwertung einer 
Sache, die er ohnehin aus der Hand gibt, dezidiert nicht 
wollen? Viel eher wird er davon ausgehen, daß eine Ver­
wertung schlicht nicht stattfinden wird. Das wiederum 
wird er aber regelmäßig nur dann tun, wenn die Sache 
auch wirklich nicht mehr verwertet werden kann. Beson­
ders deutlich ist die Verknüpfung von fehlender Verwer­
tungsabsicht und Wertlosigkeit der Sache bei Wimmer, 
ÖJZ 1992, 721, der eine Sache, deren sich der Besitzer 
mit Verwertungsabsicht entledigt, dann nicht für Abfall 
im subjektiven Sinne hält, wenn diese Sache "in ange­
messener Frist für einen bestimmten Zweck verwertet 
wird", weil die Sache dies falls einen "aktuellen, objekti­
ven Gebrauchswert" habe. Soll die Sache dagegen nur 
"irgendwann einmal in irgendeiner Weise" verwertet 
werden, stelle sie Abfall dar. Der objektive Gebrauchs­
wert freilich spezifiziert nicht die Verwertungsabsicht 
des Besitzers, sondern kennzeichnet die Sache, die ver­
wertet wird, er ist somit kein subjektives, sondern ein ob­
jektives Kriterium. 

86) In diesem Sinne Zehetner, Abfall, Altstoff und 
Wertstoff, ecolex 1992, 669: ,,[ ... ] jede bewegliche 
Sache, und sei sie noch so kostbar und wertvoll, [kann] 
dem subjektiven Abfallbegriff entsprechen [ ... ]." Zehet­
ner nimmt eine Entledigung auch bei rechtsgeschäftli­
cher Gewahrsamsaufgabe an, wenn die Absicht im Vor­
dergrund steht, die Sache aus dem eigenen Herrschafts­
bereich wegzugeben. 

87) Erk v 13. 1. 1993, 91/12/94, ecolex 1993, 353 = 
JEI 1993, 804 = EvBl 1993/206 = ÖZW 1994, 25 mit 
Anm Zehetner; andeutungsweise schon: VwGH 
20. 10. 1992, 92/04/0137; dieser Qualifizierung steht, so 
der VwGH, auch § 2 Abs 1 letzter Satz AWG nicht entge­
gen, obwohl diese Bestimmung nur auf den Abfall im ob­
jektiven Sinn abstelle: "Ausgehend von den Zielen des 
Abfallwirtschaftsgesetzes (§ 1) in Verbindung mit der Be­
griffsbestimmung des § 2 AWG besteht für den Verwal­
tungsgerichtshof kein Zweifel, daß der Abfallbegriff des 
Abfallwirtschaftsgesetzes auch Sachen erfaßt, die zur 
wirtschaftlichen Wiederverwertung geeignet sind und 
bei deren Entledigung auch die Erzielung eines Entgel­
tes nicht ausgeschlossen ist" (Hervorhebungen nicht im 
Original). 

87a) Erk v 28. 6. 1994, 94/05/0001, RdU 1994, 142. 
88) Erk 91/12/0194 (FN 87). 

liche Entledigung insofern nicht mit der zivil­
rechtlichen Dereliktion decke, als eine Sache 
durch die Entledigung nicht herrenlos werden 
müsse. 

Anders als im Gemeinschaftsrecht dürfte aber 
die Weitergabe der Sache an einen Dritten für die 
Entledigung konstitutiv sein. Das kann den EB 
zu § 2 AWG89) entnommen werden: Hier wird 
"zur Vermeidung von Mißverständnissen" klarge­
stellt, daß die in § 2 Abs 2 AWG genannten 
Sachen nur vom Abfall im objektiven Sinn ausge­
nommen sind, Abfall im subjektiven Sinn aber je­
denfalls darstellen, wenn sie "in Entledigungsab­
sicht weitergegeben oder derelinquiert" werden. 
Eine Sache, die nach dem Ende ihrer bestim­
mungsgemäßen Verwendung im unmittelbaren Be­
reich des Haushaltes bzw der Betriebsstätte ver­
wertet wird, ist also kein Abfall im objektiven 
Sinn, solange diese Verwertung "auf eine zulässi­
ge Weise" vorgenommen wird (§ 2 Abs 2 Z 3 
AWG); sie ist aber auch kein Abfall im subjekti­
ven Sinn, weil sie noch nicht weitergegeben oder 
derelinquiert wurde; wird dieselbe Sache auf un­
zulässige Weise verwertet, ist sie objektiver Ab­
fall, wenn90 ) ihre Erfassung und Behandlung als 
Abfall im öffentlichen Interesse geboten ist; an­
dernfalls ist sie, solange sie sich in,Händen des Be­
sitzers befindet, kein Abfall, weder im objektiven 
noch im subjektiven Sinne. 

Oben91) wurde schon festgestellt, daß die in § 2 
Abs 2 Z 3 AWG geregelte Ausnahme vom objekti­
ven Abfallbegriff mit dem gemeinschaftsrechtli­
chen Abfallbegriff nicht ohne weiteres vereinbar 

89) 1274 BlgNR 17. GP 31. 
90) Den Mat (1274 BlgNR 17. GP 31) zufolge würde 

schon die Unzulässigkeit der Verwertung reichen, um 
die Sache Abfall werden zu lassen. Die Abfalleigen­
schaft dieser Sache ergäbe sich dann aber nicht aus ih­
rer Beschaffenheit, sondern aus der Tatsache, daß ihr Be­
sitzer bestimmte Rechtsvorschriften übertreten hat. Die 
Folge dieser Übertretung bestünde nicht in der Verhän­
gung jener Sanktionen, die die verletzten Rechtsvor­
schriften dafür vorsehen, sondern in der "Verwand­
lung" dieser Sache zu Abfall und der Anwendung des 
AWG. Sinnvoller ist es wohl, die Mat diesbezüglich 
nicht allzu wörtlich zu nehmen und sich statt dessen an 
den Wortlaut des § 2 Abs 2 AWG selbst zu halten, nach 
dem das öffentliche Interesse jedenfalls für den Fall der 
zulässigen Verwertung durch den Besitzer eine geordne­
te Erfassung und Behandlung der Sache als Abfall nicht 
gebietet - eine Formulierung, die den Umkehrschluß 
nicht zuläßt, sodaß im Falle einer unzulässigen Verwer­
tung auch abfallrechtlich relevante Interessen des § 1 
Abs 3 AWG berührt sein müssen, um die Sache als Ab­
fall dem AWG zu unterstellen. Dasselbe Argument hat 
Wimmer, ecolex 1992, 723 f, vorgebracht, um darzutun, 
daß nicht jede Sache, die nach dem Ende ihrer bestim­
mungsgemäßen Verwendung aus dem unmittelbaren Be­
reich des Haushaltes oder der Betriebsstätte verbracht 
wird, automatisch Abfall ist, wie dies offenbar Raschau­
er in einem unveröffentlichten Rechtsgutachten vom 
15. 12. 1990 zur Frage der rechtlichen Beurteilung von 
Altpapier und anderen Altstoffen (zit nach Wimmer, eco­
lex 1992, 724) vertreten hat. 

91) C.II.2. 
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ist, durch innerstaatliche Vorschriften aber kom­
pensiert werden könnte. 

Ein weiterer, nicht von einer Weitergabe abhän­
giger Entledigungsbegriff hätte es ermöglicht, den 
"kritischen" Fall einer nach innerstaatlichen Vor­
schriften zulässigen, den gemeinschaftsrechtli­
chen Vorgaben aber nicht genügenden Verwer­
tung "aufzufangen" und dem Abfallrecht zu unter­
stellen. Darüber hinaus hat der engere Entledi­
gungsbegriff des AWG aber mE keine Bedeutung 
für die Richtlinienkonformität des österr Abfall­
begriffes. 

3. Keine weiteren Tatbestandsmerkmale 

Auch wenn sich aber herausstellen sollte, daß 
die innerstaatlichen Vorschriften für eine "zuläs­
sige" Verwertung die Ausnahme des § 2 Abs 2 Z 3 
AWG bzw den engen Entledigungsbegriff des AWG 
kompensieren können, steht die Richtlinienkon­
formität des subjektiven Abfallbegriffes im AWG 
noch nicht fest; denn ihm fehlt - wie schon seinem 
objektiven "Kompagnon"92) - das gemeinschafts­
rechtliche Tatbestandsmerkmal der "Zugehörig­
keit zu Anhang J": Nach österr Recht ist jede be­
wegliche Sache, und nicht nur eine Sache, die 
dem Anhang I unterfällt, Abfall, wenn sich ihr Be­
sitzer ihrer entledigt oder entledigen will. Der sub­
jektive Abfallbegriff des österr Rechts ist sohin 
weiter als jener des Gemeinschaftsrechts. Frag­
lich ist freilich, ob das österr Abfallrecht dadurch 
auch strenger wird als das gemeinschaftsrechtli­
che, denn nur mit diesem "Effekt" ist eine Abwei­
chung von einer Umweltrichtlinie (Art 130s EGV) 
gestattet (Art 130t EGV)93). 

Kersting 94) hat die "Objektivierung" des subjek­
tiven Abfallbegriffes im Gemeinschaftsrecht als 
Einschränkung der Entledigungsfreiheit des Ab­
fallbesitzers gedeutet und darin ein Zeichen des 
Abschieds von der "Wegwerfgesellschaft" gese­
hen. Daß sich der Besitzer nur mehr bestimmter 
Sachen als Abfall entledigen kann, diene dem 
Ziel der Abfallvermeidung. Daß sich der Besitzer 
aber nur mehr bestimmter Sachen als Abfall entle­
digen kann, bedeutet nicht, daß er sich anderer 
Sachen nicht mehr entledigen darf: Durch An­
hang I wird nur der subjektive Abfallbegriff und 
damit der Anwendungsbereich des Abfallrechts 
eingeschränkt; ein Entledigungsverbot wird 
durch ihn nicht statuiert.- im Gegenteil: Sachen, 
deren man sich nun nicht mehr als Abfall entledi­
gen kann, darf man sich, ohne dem Abfallrecht un­
terworfen zu werden, dh unkontrolliert entledi­
gen 95). Zwar wird dann vermieden, diese Sachen 

92) Vgl oben C.II.4. 
93) Jahnel, ZfV 1991, 556, nimmt demgegenüber ohne 

eingehendere Prüfung an, daß es beim subjektiven Ab­
fallbegriff des AWG "keine Probleme hinsichtlich der 
Konformität mit den EG-Richtlinien" gäbe. 

94) Kersting, DVBI 1992, 349, unter Berufung auf die 
dritte Begründungserwägung der RL 91/156jEWG zur 
Änderung der RL 75/442jEWG. 

95) Dieckmann, NuR 1992, 410. 

"Abfall" zu nennen, Abfall wird dadurch aber 
nicht vermieden96). 

Vermeiden läßt sich der Abfall im Zeitpunkt der 
Entledigung ohnehin nicht mehr, man kann nur 
für seine umweltgerechte Behandlung sorgen; da­
für ist aber erforderlich, daß er der Norm, die die­
se Behandlung regelt, subsumiert werden kann. 
Mit einem weiten Begriff vom subjektiven Abfall, 
der jede entledigte Sache erfaßt und einem Be­
handlungsgebot subsumierbar macht, ist den Zie­
len auch des gemeinschaftlichen Abfallrechts da­
her weit mehr gedient97). 

Der subjektive Abfallbegriff des AWG ist darum 
weiter und strenger als jener des Gemeinschafts­
rechts, er konterkariert dessen Ziele nicht, son­
dern fördert sie und ist somit EU-konform98). 

D. Konsequenzen 

Die Anwendungsbereiche der beiden Abfallbe­
griffe sind nicht so verschieden, wie ihre Definitio­
nen vielleicht vermuten lassen würden - in weiten 
Teilen decken sie sich sogar. Was die bei den Ab­
fallbegriffe voneinander unterscheidet, ist vor al­
lem ihr Abstraktionsgrad: der österr Abfallbegriff 
ist durch seinen Rekurs auf unbestimmte Rechts­
begriffe abstrakt, der gemeinschaftsrechtliche re­
lativ konkret gefaßt. 

Dieser Unterschied hat Konsequenzen für die 
"Handhabung" des jeweiligen Abfallbegriffs: zum 
einen für den gemeinschaftsrechtlichen Norm­
geber, der im Laufe der Zeit immer wieder genö­
tigt sein wird, seinen konkreten Abfallbegriff zu 
ergänzen; sollte sich der österr Gesetzgeber zu 
einem AWG-Verweis auf den gemeinschaftsrecht­
lichen Abfallbegriff entschließen, hätte das auch 
für ihn Folgen: Er müßte jeder Ergänzung des 
Europäischen Abfallverzeichnisses durch eine Än­
derung des Verweises im AWG Rechnung tragen. 

Konsequenzen zeitigt der unterschiedliche Ab­
straktionsgrad der beiden Abfallbegriffe aber 
auch für den Rechtsanwender, dem ein konkreter 
Abfallbegriff justitiabier erscheinen wird als ein 
abstrakter. Die österr Behörden und Gerichte wer­
den zur Qualifizierung einer Sache als Abfall 
durchaus das relativ konkret gefaßte Europäische 
Abfallverzeichnis heranziehen können, was die 
Rechtssicherheit nicht nur im Anwendungsbe­
reich des AWG erhöht, sondern darüber hinaus in 
allen Rechtsgebieten, die an das Vorliegen von 
"Abfall" Rechtsfolgen geknüpft haben. 

Korrespondenz: v'-Ass. Mag. Magdalena Pöschl, Institut 
für Öffentliches Recht und Politikwissenschaft, Univer­
sität Innsbruck, Innrain 82, A-6020 Innsbruck, Österreich. 

96) Gesetze versuchen, Dinge zu definieren, nicht Wörter. 
97) Durch die Abfallgruppe Q16 dürfte freilich auch 

der gemeinschaftsrechtliche Begriff vom subjektiven Ab­
fall nur geringfügig beschränkt worden sein. 

98) Darüber hinaus muß der weitere Abfallbegriff mit 
dem EGV vereinbar sein; eine allenfalls stattfindende 
Beschränkung der Grundfreiheiten stünde wohl nicht 
außer Verhältnis zum angestrebten Ziel des Umwelt­
schutzes; s dazu auch oben FN 5 und 6. 


